Stadt Leipzig Ratsversammlung

Beschlussvorlage-Nr. VII-P-09962-DS-02

Status: offentlich

Eingereicht von: Stammbaum:

Petitionsausschuss / Petentinnen und VII-P-09962 BUND Regionalgruppe Leipzig

Petenten: BUND Regionalgruppe Leipzig  v/|-p.09962-VSP-01 Dezernat Umwelt,
Klima, Ordnung und Sport
VII-P-09962-DS-02 Petitionsausschuss /
Petentinnen und Petenten: BUND
Regionalgruppe Leipzig

Betreff:

Leipzig verpackungsfrei - bewusst konsumieren, Verpackungsmiill

reduzieren

Beratung im Gremium Voraussichtlicher Sitzungstermin Zustandigkeit
(Anderungen vorbehalten)

Ratsversammliung Beschlussfassung
Auswirkungen auf Strategie, Haushalt

und Stadtraum

Ziele ,Leipzig-Strategie 2035

Klimawirkung nein
Auswirkung auf bezahlbares Wohnen nein
Finanzielle Auswirkungen nein
Auswirkung auf den Stellenplan nein
Raumlicher Bezug gesamtes Stadtgebiet

Beschlussvorschlag
Der Petitionsausschuss legt zur Petition folgenden Alternativvorschlag vor:

1. Der Oberburgermeister wird gebeten, sich gegeniiber der Bundesregierung sowie
dem Bundestag und der Sachsischen Staatsregierung fir die unverzigliche
EinfUhrung einer bundesweit geltenden Plastiksteuer auf Verpackungen aus
Kunststoff einzusetzen, die Mehrwegangeboten einen spurbaren wirtschaftlichen
Vorteil gegenuber Einwegangeboten verschafft.

2. Der Oberblirgermeister berichtet dem Stadtrat unverziglich nach Veréffentlichung
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes zur Tubinger Verpackungssteuer
— 1 BVvR 1726/23 — und nach Verabschiedung eines Gesetzes Uber die Plastiksteuer,
spatestens in jedem Fall bis zum 30.09.2025, Uber seine Aktivitaten zu 1.) und
unterbreitet einen Vorschlag zur Erforderlichkeit und ggf. Umsetzung einer
kommunalen Verpackungssteuer der Stadt Leipzig.

Zusammenfassung
Anlass der Vorlage:

|:| Rechtliche Vorschriften |:| Stadtratsbeschluss |:| Verwaltungshandeln

Sonstiges: Petition VII-P-09962
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Begriundung:

Trotz der die Zulassigkeit der Tbinger Einwegverpackungssteuer im Wesentlichen
bestatigenden Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes — 9 CN 1.22 — vom
24.05.2023 ist die Frage, ob und inwieweit die Besteuerung des Konsums von
Einwegverpackungen als originare Frage der Gestaltung des Zusammenlebens in der
ortlichen Gemeinschaft und damit der kommunalen Selbstverwaltung gelten kann,
rechtswissenschaftlich umstritten. Gleichzeitig hat der unterlegene Gewerbebetrieb gegen
die vorbenannte Entscheidung Verfassungsbeschwerde eingelegt, Gber die das
Bundesverfassungsgericht gemaf Mitteilung des Deutschen Stadtetages vom 17.04.2024
noch im laufenden Jahr 2024 entscheiden mdchte.

Gleichzeitig hat sich die Bundesregierung mit Mitteilung vom 04.01.2024 dazu bekannt, in
Deutschland ab dem 01.01.2025 eine Plastiksteuer einzuflihren. Der Regierungssprecher
Iasst sich dazu wie folgt zitieren: ,Die Umlegung der Abfiihrungen zur Plastikabgabe an die
EU, deren Kosten bisher von der Allgemeinheit der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler
getragen werden und die zuklinftig — wie im Koalitionsvertrag vereinbart — auf die
Verursacher umgelegt werden sollen, wird ab dem 1. Januar 2025 umgesetzt. Dies ist
erforderlich, um mehr Zeit zur Erarbeitung einer effizienten und méglichst biirokratiearmen
Lésung zu gewinnen.”

Die laufenden Verfahren (Verfassungsbeschwerde und Gesetzgebung) lassen fur das
kommende Jahr einen konkreteren, sichereren Rechtsrahmen erwarten, auf dessen
Grundlage die Vor- und Nachteile einer — dann wohl zusatzlichen — kommunalen
Verpackungssteuer durch den Stadtrat zielgerichteter abgewogen werden kdnnen als
derzeit. Sollte eine Verpackungssteuer in der Stadt Leipzig ab dem 01.01.2025 eingefihrt
werden und das Bundesverfassungsgericht die Tubinger Steuer spater flr verfassungswidrig
erklaren, drohten zusatzlich zum dann vergeblichen Vollzugsaufwand fur die Einfihrung
auch sehr aufwandige Rickabwicklungen und -zahlungen.

Hinsichtlich der Anliegen Nr. 2 bis 4 der Petition ist festzustellen, dass diese bereits dem
Handeln der Stadt Leipzig, u. a. im Rahmen des Energie- und Klimaschutzprogrammes

(EKSP) sowie der Zero-Waste-Strategie, entsprechen und im Falle der Einflihrung einer
kommunalen Verpackungssteuer spezifiziert und weiter intensiviert wirden.

Sachstandsbericht

Bereits die Einflhrung der TUbinger Verpackungssteuer hat die Stadtverwaltung mit groRem
Interesse und Sympathie verfolgt und steht seitdem mit der Stadt Tubingen bilateral sowie im
Rahmen der Zusammenarbeit im Rahmen des Deutschen Stadtetages in engem Austausch.

Unabhangig von der Petition pruft die Stadtverwaltung derzeit u. a. folgende Fragen:

a. Hoéhe der Steuereinnahmen im Verhaltnis zum Vollzugsaufwand zur Sicherung dieser
Einnahmen: Derzeit wird der Aufwand fiir die Uberprifung der
Verpackungssteuererklarungen durch kommunale Bedienstete als sehr umfangreich
und die gerichtsfeste Sachverhaltsermittlung als sehr schwierig eingeschatzt. Wo
liegen die Abgrenzungen zu steuerfreien bzw. steuerpflichtigen Verpackungen und
wie werden diese Uberwacht (Stichwort: Vollzugsdefizit)? Hinsichtlich der Entwicklung
der Steuerertrage wird die Frage untersucht, inwieweit sich diese durch die
Angebotspflicht von Mehrwegalternativen (Lenkungsziel) signifikant mindert, so dass
sie sich, auch im Hinblick des eingeschatzten hohen Aufwandes zur
Einnahmesicherung, absehbar zu einer Bagatellsteuer entwickeln kénnte?

b. Erstellung einer Kosten-Nutzen-Analyse unter Berlicksichtigung der Interessen der
betroffenen Leipziger Unternehmen
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c. Erreichen des Lenkungszieles: Es ist auch die Frage zu klaren, wie die Entscheidung
der Konsumenten fur Mehrwegbehalter mit dem Aufwand der Rickgabe von
gebrauchten Behalter, beeinflusst wird, wenn Betriebe die indirekte Steuer fir
steuerpflichtige Einwegverpackungen auf alle Konsumenten umwalzen und somit
auch die Gerichte im Mehrwegbehalter sich preislich nicht mehr von denen in den
verpackungssteuerpflichtigen Einwegbehalter abheben (Mischkalkulation). Als
kommunaler Satzungsgeber kann die Stadt Leipzig nicht vorschreiben, wie eine
kommunale Verpackungssteuer auf die Verbraucher umgelegt bzw. in die
Preiskalkulation einbezogen wird. Weiterhin wird derzeit davon ausgegangen, dass
Abgabeformen, die nicht typischerweise unmittelbar auf den Konsum im
angrenzenden 6ffentlichen Raum schliefl3en lassen (wie z. B. Heimlieferungen oder
Mitnahme in Fahrzeugen in sogenannten ,Drive-Ins®) nicht von einer kommunalen
ortlichen Aufwandssteuer umfasst sein dirfen. Diese Licke wirde eine
bundeseinheitliche Regelung ggf. schliel3en.

Zeitplan

Berichterstattung an den Stadtrat unverziglich nach Eintritt einer wesentlichen Anderung der
Sach- und/oder Rechtslage, spatestens in jedem Fall bis zum 30.09.2025.

Anlage/n
1 Petition VII-P-09962 (6ffentlich)
2 2024-02-22 BUND Leipzig an PA (nichtoffentlich)
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	Begründung:

